
schen dem Bund und der DB
AG im Infrastrukturbereich be-
steht heute die einmalige Chan-
ce, ein bereits international auf-
gestelltes Unternehmen erfolg-
reich weiterzuentwickeln.

Der Börsengang ist nicht
unbedingt zwingend
Die Kapitalprivatisierung der
Deutschen Bahn ist keine zwin-
gende Folge der 1994 eingelei-
teten Bahnreform. Überwiegen
im Rahmen einer Bewertung die
gesamtwirtschaftlichen Nach-

Mit einer Anhörung

der Verbände wurde

die Expertenbefra-

gung zum bevorste-

henden Börsengang

der Deutschen Bahn

am 1. Juni 2006 

fortgesetzt. Für die

Verkehrsgewerk-

schaft GDBA konnte

Bundesvorsitzender

Klaus-Dieter Hom-

mel darlegen, warum

der integrierte 

Konzern die bessere 

Lösung sei und wel-

che Nachteile bei 

einer Zerschlagung

des Konzerns zu 

befürchten wären.

Neben der GDBA 

kamen bei der zwei-

ten Anhörung noch

weitere 21 Gewerk-

schaften und 

Verbände zu Wort.

F
ür die Verkehrsgewerk-
schaft GDBA bleiben die
Steigerung von Verkehrs-
leistungen und Marktan-
teilen des Schienenver-

kehrs die wesentlichen Kernzie-
le der deutschen Bahnreform.
Die Herauslösung der Infra-
strukturgesellschaften aus dem
Konzernverbund, die einer Zer-
schlagung des Bahnkonzerns
gleichkommt, wird aus ver-
kehrs- und beschäftigungspoliti-
schen Gründen – unabhängig
von den künftigen Eigentums-
strukturen –  abgelehnt.

Im Rahmen einer zwischen
Bund und DB AG abzuschlie-
ßenden und streng zu überwa-
chenden Leistungs- und Finan-
zierungsvereinbarung müssen
beide Vertragsparteien unab-
hängig von den künftigen Eigen-
tumsstrukturen langfristig einen
zu sichernden Netzzustand und
-umfang sowie dessen Finanzie-
rung verbindlich festlegen.

Nur mit dem Erhalt des integrier-
ten Konzerns und einer streng
überwachten Leistungs- und Fi-
nanzierungsvereinbarung zwi-

teile, die sich im Falle einer An-
teilsveräußerung einstellen, ist
auf eine Kapitalprivatisierung zu
verzichten. Gewinnziele sind
zweifelsohne für den Fortbe-
stand und Ausbau des Schienen-
verkehrs von großer Bedeutung.
Im Zweifelsfalle sind sie jedoch
den gesamtwirtschaftlichen Zie-
len als Nebenbedingung unter-
zuordnen.

Eine funktionierende Infrastruk-
tur ist das Fundament wettbe-
werbsfähiger Angebote im Gü-
ter- und Personenverkehr. Der
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Verkehrsgewerkschaft
Verkehrsausschuss für

Mit einer Karikatur, die auf Fluglättern und Aufklebern zu finden ist, versinnbildlicht die
Verkehrsgewerkschaft GDBA die Folgen einer Zerschlagung der DB AG. Bei der Anhörung
im Verkehrsausschuss stieß dieses Motiv auf das Interesse vieler Kameraleute.



Wettbewerb auf der Schiene,
aber auch im Verhältnis zu den
konkurrierenden Verkehrsträ-
gern, muss national wie interna-
tional fair sein; die Diskriminie-
rung des Zugangs neuer wie eta-
blierter Unternehmen zur Schie-
neninfrastruktur wird von der
Verkehrsgewerkschaft GDBA
strikt abgelehnt. 

Die in Deutschland zur Siche-
rung des offenen Marktzugangs
eingeführten Kontrollmechanis-
men sind im Interesse aller
Schienenverkehrsunternehmen
notwendig, nicht zuletzt um
Diskriminierungsvermutungen
zu entkräften. Ziel bleibt die Si-
cherung eines Schienensys-
tems, das in der Lage bleibt, im
Alltagsbetrieb, zu Großereignis-
sen, aber insbesondere auch im
Krisenfalle verlässliche Ver-
kehrsangebote zu offerieren.

Mehr Wettbewerb durch
Zerschlagung der DB AG?
Aus Gründen der zusätzlichen
Intensivierung des Wettbewerbs
auf der Schiene favorisieren Tei-
le der Politik und eine Reihe von
Verbänden gegenwärtig die
Herauslösung der Infrastruktur-
gesellschaften aus dem Bahn-
konzern. Von dieser grundle-
genden Neustrukturierung er-
warten deren Befürworter eine
Senkung der Systemkosten im
Schienenverkehr, eine größere
Angebotsvielfalt sowie Markt-
durchdringung und schließlich
im Ergebnis einen höheren An-
teil dieses Verkehrsträgers am
Modal-Split. 

Die bestehenden Wettbewerbs-
verzerrungen als eigentliche Ur-
sache für den Bedeutungsverlust
der Schiene in den zurücklie-
genden Jahrzehnten und deren
nachhaltige Beseitigung bleiben
hingegen auch im PRIMON-

Gutachten weitestgehend unbe-
rücksichtigt.

Mit Blick auf die letztendlich
wachstumshemmenden Wir-
kungen einer Infrastrukturab-
trennung warnt die Verkehrsge-
werkschaft GDBA vor der Um-
setzung der diskutierten Tren-
nungsvorschläge. Nicht zuletzt
die gegenwärtigen Anstrengun-
gen des Konzerns insbesondere
auf dem Sektor der Betriebsleit-
und Signaltechnik sowie der Te-
lematik als Voraussetzung für ei-
ne höhere Kapazität, einen wirt-
schaftlicheren Betrieb und eine
größere Produktvielfalt doku-
mentieren: Fahrweg und Betrieb
investieren und produzieren im
Verbund. Schon wegen dieser
offensichtlichen technischen
und wirtschaftlichen Verzah-
nung müssen beide Bereiche ei-
ne Einheit bleiben.

Ohne die Möglichkeit der Nut-
zung dieser Synergien wäre
nicht nur die Fortentwicklung
des gesamten Konzerns endgül-
tig zum Scheitern verurteilt.
Auch verhindert eine Abtren-
nung des Netzes die Fähigkeit
des Systems Schiene, den tech-
nisch und wirtschaftlich gebote-
nen Wandel zu vollziehen. Auf-
grund unterschiedlicher Interes-
senlagen blieben Produktivitäts-
sprünge im Schienenverkehr
künftig weitestgehend aus. Da-
mit aber würde die zwingende
Voraussetzung für eine erfolg-
reiche Entwicklung hin zu ei-
nem nicht nur in den klassischen
Segmenten konkurrenzfähigen
Verkehrsträger fehlen. 

Synergien als Indizien 
für Diskriminierung?
Trennungsbefürworter betrach-
ten die im integrierten Konzern
bestehenden Verbundsynergien
als Spiegelbild latenter Diskri-

minierungspotenziale. Dabei
wird jedoch unter Berücksichti-
gung der Besonderheiten der
einzelnen Verkehrssparten Fol-
gendes regelmäßig übersehen: 

Einzige wirkliche Marktzu-
gangshürde im Schienenperso-
nenfernverkehr sind die extrem
hohen Investitionskosten als
Vorbedingung für die Schaffung
eines weiteren im Verhältnis zur
DB AG tatsächlich konkurrenz-
fähigen bundesweiten Netzes
oder Teilnetzes. Schon aus die-
sem Grund ist „ von einzelnen
Relationen einmal abgesehen „
mit der Einrichtung eines Paral-
lelsystems in diesem Verkehrs-
bereich so oder so nicht zu rech-
nen. 

Ein Fortfall der oben beschriebe-
nen Synergien nach Netzabtren-
nung würde dann aber das be-
stehende Fernverkehrssystem
stark schwächen und Angebots-
reduzierungen bewirken, ohne
dass gleichzeitig andere Unter-
nehmen diesen negativen Effekt
mit der Schaffung neuer Ange-
botssysteme und -netze kom-
pensieren würden.

Im Schienenpersonennahver-
kehr erfolgt der Marktzutritt auf-
grund der Bestellung von Schie-
nenverkehrsleistungen durch
die Aufgabenträger. Sofern man
hier überhaupt von „Diskrimi-
nierungspotenzialen“ sprechen
kann, lägen diese allenfalls auf
Ebene der Besteller und nicht
beim Zugang zu einem inte-
grierten Infrastrukturnetz.

Keine Vorteile für den 
Einzelwagenverkehr
Rückgrat des Schienengüterver-
kehrs und Auslastungsgarant auf
nicht wenigen Nebenstrecken
ist der so genannte Einzelwa-
genverkehr. Aufgrund der Kom-
plexität und Kapitalintensität

dieser Verkehrsart würden auch
in dieser Sparte nach einer Ab-
trennung der Infrastrukturgesell-
schaften Konkurrenten weiter-
hin auf sich warten lassen. Un-
ter den derzeitigen verkehrspo-
litischen Rahmenbedingungen
fällt es schon heute dem Bahn-
konzern schwer, diese Verkehre
wirtschaftlich darzustellen. 

Bleibt auf der Suche nach Dis-
kriminierungspotenzialen also
nur der Verkehr mit Ganz- bzw.
Shuttlezügen. Doch in diesem
Segment erzielen neue Unter-
nehmen überdurchschnittliche
Zuwachsraten. Mittlerweile ent-
fallen im gesamten Schienengü-
terverkehr, also einschließlich
des Einzelwagenverkehrs, be-
reits über 15 Prozent (2005) auf
dritte Schienenverkehrsunter-
nehmen – Tendenz steigend.

Im Ergebnis fällt es also außer-
ordentlich schwer, die oft zitier-
ten Diskriminierungspotenziale
anhand von Zahlen und unter
Berücksichtigung der Eigen-
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Nicht eine Zerschla-
gung des Konzerns,

sondern die voll-
ständige Wahr-

nehmung der finanz-
politischen Bundes-

verantwortung für die
Schieneninfrastruktur

und die Gestaltung
der verkehrs-

politischen Rahmen-
bedingungen im Sinne 

eines Abbaus der
Wettbewerbs-

verzerrungen sind die
Grundbedingungen 
für einen Erfolg der
1994 eingeleiteten

Bahnreform.

Aus der Stellungnahme der
Verkehrsgewerkschaft GDBA

GDBA wirbt vor dem
integrierten Konzern 



schaften und Besonderheiten
der einzelnen Schienenver-
kehrsangebote und -märkte zu
belegen. 

Mehr Investitionen 
nach Netzabtrennung?
Des Weiteren besteht in finanz-
politischer Hinsicht nach dem
Wortlaut des Grundgesetzes
zwischen der eindeutig kodifi-
zierten Zuständigkeit des Bun-
des für die Schienenwege der
Bundeseisenbahnen und der
rechtlichen Organisation der
1994 privatisierten Bahn kein
Zusammenhang. Die verbreite-
te Annahme und Hoffnung eini-
ger Verbände, nach einer Netz-
ausgliederung würde und kön-
ne der Bund der im Bundes-
schienenwegeausbaugesetz
konkretisierten Infrastrukturver-
antwortung endlich in ausrei-
chendem Maße nachkommen,
lässt sich mit der Konstruktion
des Konzerns nicht begründen.
Die Möglichkeit und Pflicht zur
Verantwortungserfüllung be-
steht seit Jahrzehnten. Dass ihr
nur in unzureichendem Maße
nachgekommen wurde (und
wird), ist ausschließlich mit der
weitestgehend verfehlten Ver-
kehrspolitik seit Bestehen der
Bundesrepublik Deutschland
zu erklären.

Der Staat bleibt für das
Netz verantwortlich
Sollten sich Bundestag und Bun-
desrat für eine Kapitalprivatisie-
rung aussprechen, so würde
auch in diesem Falle die Mög-
lichkeit der nach Auffassung der
GDBA zwingend notwendigen
Einflussnahme des Staates auf
Netzzustand und -umfang be-
stehen bleiben. Die Politik muss
dies allerdings wollen! 

Was spricht dagegen, dass der
Bund in einer Leistungs- und Fi-
nanzierungsvereinbarung als
Besteller den genauen infra-
strukturellen Leistungsumfang
festlegt, den Wirtschaft und Ge-
sellschaft von einem integrier-
ten Konzern erwarten? Für die-
se Leistung erhielte das Unter-
nehmen ein zuvor ausgehandel-
tes „Entgelt“. Aufgrund der lan-
gen Kapitalbindung im Fahr-
wegbereich müsste sich der
Bund allerdings langfristig bin-
den. Diese Notwendigkeit be-
steht im Übrigen schon heute;
sie ist unabhängig von einer
möglichen Kapitalprivatisie-
rung.

Zu berücksichtigen ist außer-
dem: Der Eigenfinanzierungs-
anteil der Deutschen Bahn für

Infrastrukturmaßnahmen müss-
te im Falle einer Abtrennung der
Infrastrukturgesellschaften ne-
ben den bisherigen staatlichen
Finanzierungsbeiträgen eben-
falls vom Bund geleistet werden.
Da es sich hierbei keinesfalls um
zu vernachlässigende Größen-
ordnungen handelt, entstünde
für die Bundesregierung die
Notwendigkeit, neue Finanzie-
rungsquellen zu erschließen.

Gleichmäßige Auslastung
des Netzes
Ein weiterer entscheidender
Nachteil des Trennungsmodells
ergibt sich mit Blick auf mögliche
Auslastungsschwankungen der
Infrastruktur. Ein integrierter Kon-
zern wird, nach Abschluss einer
detaillierten Leistungs- und Fi-
nanzierungsvereinbarung, ein
besonderes Augenmerk auf die
gleichmäßige Auslastung des
Netzes richten. Er wird das Schie-
nensystem, wie bisher, in räum-
licher und zeitlicher Hinsicht ge-
samthaft betrachten. Infrastruk-
turanlagen, die aufgrund kon-
junktureller Schwankungen vor-
übergehend nicht oder nicht aus-
reichend genutzt werden, blei-
ben demzufolge eher erhalten als
im Trennungsmodell.

Denn ein separiertes Fahrweg-
unternehmen, das neben den
betriebswirtschaftlichen Grund-
sätzen aufgrund seiner größeren
Nähe zur Politik in viel stärke-
rem Maße haushaltspolitischen
Erwägungen unterworfen sein
wird, neigt in diesem Falle 
absehbar zu einem schnellen
Abbau der Anlagen, da es über
keinen Einfluss auf eine künfti-
ge Nutzung durch Eisenbahn-
verkehrsunternehmen verfügt
bzw. künftige Nutzungspläne
dieser Unternehmen nicht
kennt. 

Aus betriebswirtschaftlichen
Gründen wird das integrierte
Unternehmen hingegen diese
Anlagen erhalten oder ander-
weitig nutzen, insbesondere
dann, wenn dem Abbau der An-
lagen durch die Leistungs- und
Finanzierungsvereinbarung
Grenzen gesetzt sind.

Erfahrungen anderer 
Bahnen übertragbar?
Wenig überzeugend sind die
zahlreichen Verweise auf an-
geblich erfolgreiche Trennungs-
modelle innerhalb der EU. Bei
den Versuchen der Befürworter
einer Infrastrukturabtrennung,
auf diesem Wege deren Eignung
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Die Eröffnung der Schnellfahrstrecke Leipzig–Berlin nahm die Verkehrsgewerkschaft
GDBA zum Anlass, mit Flugblättern und Aufklebern gegen eine Zerschlagung der DB AG
zu protestieren. Auch Bundesverkehrsminister Wolfgang Tiefensee informierte sich in Leip-
zig über die Hintergründe der Aktion. Foto: Uwe Henschel

Der Eigenfinan-
zierungsanteil der
Deutschen Bahn 
für Infrastrukturmaß-
nahmen müsste im
Falle einer 
Abtrennung der 
Infrastruktur-
gesellschaften, neben
den bisherigen staatli-
chen Finanzierungs-
beiträgen, 
ebenfalls vom Bund 
geleistet werden.

Aus der Stellungnahme der
Verkehrsgewerkschaft GDBA



und Vorteilhaftigkeit zu bele-
gen, wird nämlich regelmäßig
übersehen: Eine Separierung,
die in einigen (mitunter dünn
besiedelten) europäischen
Randstaaten mit wenigen auf
Hauptstädte und Häfen ausge-
richtete Magistralen (und folg-
lich ohne Netzbildungsfähigkeit
und -aufgabe des Schienenver-
kehrs) funktionieren mag, kann
nicht auf Deutschland mit seiner
hohen Siedlungsdichte, seiner
zentralen Lage und seinem
hochkomplexen Bahnsystem
übertragen werden. 

Managementaufgaben des tech-
nologischen „Impulsgebers“ in
diesem Verkehrsbereich letzt-
endlich auf den Zukauf von Leis-
tungen auch der so genannten
Kernbereiche begrenzen zu
wollen, käme dem Versuch
gleich, „Naturgesetze“ zu
durchbrechen. Den daraus re-
sultierenden gesamtwirtschaftli-
chen Schaden in Kauf zu neh-
men, nur um „über die Wirkun-
gen sowohl der neuen EU-Vor-
gaben als auch der Änderungen
des Allgemeinen Eisenbahnge-
setzes und des Trassenpreissys-
tems hinaus“ jeglichen Verdacht
einer Diskriminierung auszu-
räumen, dürfte mit dem Prinzip
der Verhältnismäßigkeit nicht
mehr zu vereinbaren sein. 

Kritische Haltung der 
Politik wünschenswert
Wünschenswert wäre eine
ebenso kritische Haltung von
Politik, Wirtschaft und Wissen-
schaft im Zusammenhang mit
der anhaltenden Diskriminie-
rung des Schienenverkehrs. Ei-
ne vorbehaltlose Unterstützung
der berechtigten Anliegen aller
Eisenbahnen und Eisenbahner
in dieser überlebenswichtigen
Frage würde ohne jeden Zwei-
fel in weitaus stärkerem Maße
zur Förderung der umwelt-
freundlichen Schiene beitragen
als die ausschließliche Fokussie-
rung bahnpolitischer Probleme
auf den reinen Netzzugangs-
Aspekt. 

Daraus folgt: Nicht eine Zer-
schlagung des Konzerns, son-
dern die vollständige Wahrneh-
mung der finanzpolitischen
Bundesverantwortung für die
Schieneninfrastruktur und die
Gestaltung der verkehrspoliti-
schen Rahmenbedingungen im
Sinne eines Abbaus der Wettbe-
werbsverzerrungen sowohl im
intermodalen als auch im intra-
modalen Vergleich sind und
bleiben die Grundbedingungen
für einen Erfolg der 1994 einge-
leiteten Bahnreform. Doch feh-
len nach wie vor die geeigneten
„Zielkoordinaten“. Einziger und

einseitiger „Leitgedanke“ der
deutschen Bahn- und Verkehrs-
politik ist gegenwärtig die wei-
tere Forcierung des Wettbe-
werbs. Ausschließlich diesem
Ziel soll die Verselbstständigung
des Fahrwegs dienen. 

Sichere Arbeitsplätze 
nach  Netzabtrennung?
Leider werden sowohl in der po-
litischen Diskussion wie auch
im PRIMON-Gutachten die be-
schäftigungspolitischen Konse-
quenzen einer Konzernzer-
schlagung nahezu ausgeblen-
det. Die Verkehrsgewerkschaft
GDBA geht jedoch davon aus,
dass mit der Abtrennung der In-
frastrukturgesellschaften durch
die dann fehlenden Verflechtun-
gen und internen Leistungsbe-
ziehungen sowie durch die Auf-
gabe des nach Gesichtspunkten
des Gesamtkonzerns dimensio-
nierten Servicebereichs bis zu
50000 Arbeitsplätze verloren
gehen, die größtenteils in ande-
ren Unternehmen nicht neu ent-
stehen werden. 

Allein im Dienstleistungsbe-
reich der DB AG sind fast 30000
Mitarbeiterinnen und Mitarbei-
ter tätig. Hinzu kommen etwa
6000 Kolleginnen und Kollegen
aus der Holding und weitere
mehrere Tausend aus den Berei-

chen DB Job-Service und DB
Zeitarbeit, den beiden Säulen
des internen Arbeitsmarktes.

Auch stehen in diesem Falle die
Sozialstandards, deren Wettbe-
werbsfähigkeit durch die Beiträ-
ge der Eisenbahnerinnen und Ei-
senbahner deutlich angehoben
wurde, massiv zur Disposition.
Der zwischen Gewerkschaften
und Bahnvorstand geschlossene
Beschäftigungssicherungstarif-
vertrag, der die deutschen Ar-
beitsagenturen entlastet und
den betroffenen Mitarbeitern zu
neuen Zukunftsperspektiven
verhilft, wäre hinfällig. 

Nach den umfassenden Vorleis-
tungen der Mitarbeiterinnen
und Mitarbeiter im Zuge der Re-
formanstrengungen seit 1994
sind erneute erhebliche Belas-
tungen für die Beschäftigten völ-
lig unzumutbar.

Deutscher „European 
Player“ auf der Schiene
Mit Blick auf die bahnpolitische
Diskussion in Deutschland stellt
sich zunehmend die Frage nach
der grundsätzlichen Rolle inner-
halb der nationalen und interna-
tionalen Verkehrswirtschaft, die
die Bundesrepublik Deutsch-
land ihrem Unternehmen Deut-
sche Bahn AG zuweist. Im Ge-
gensatz zur Entwicklung der
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Deutschen Telekom AG und
auch der Deutschen Post AG,
die sich „ von den bundesstaat-
lichen Entscheidungsträgern ge-
wollt“ als starke Global-Player
auf den internationalen Märkten
positionieren, wird die Zukunft
des Bahnkonzerns immer wie-
der im Lichte einer aus wettbe-
werbspolitischen Gründen zu
forcierenden „Entmachtung“
auf den verschiedenen Ver-
kehrsmärkten gesehen. 

Fairer Wettbewerb um die beste
Leistung, der letztendlich allen
Unternehmen nützt, ist sinnvoll.
Eine künstlich herbeigeführte
kleinere Dimensionierung, et-
wa durch den Verkauf von Un-
ternehmensteilen, lehnt die Ver-
kehrsgewerkschaft GDBA je-
doch strikt ab.

Bei „small is beautiful“ wird
übersehen, dass der Bahnkon-

zern „ ebenso wie Telekom und
Post „ erst ab einer bestimmten
Betriebsgröße die für den inter-
nationalen Wettbewerb erfor-
derlichen Skaleneffekte realisie-
ren kann. Dies gilt im Übrigen
auch für die Angebotsspann-
breite. Die von Wirtschaft und
Bevölkerung geforderten Logis-
tik- oder Reiseketten lassen sich
in der gebotenen Qualität nur
von großen Unternehmen mit
einer hohen Präsenz in Bal-
lungsräumen wie auch in der
Fläche realisieren.

Sicherung der 
Wettbewerbsfähigkeit
Werden in anderen Wirtschafts-
bereichen Fusionen und die
vielfältigen Varianten der mit
dem deutschen und europäi-
schen Wettbewerbsrecht kon-
formen Zusammenarbeit zwi-

schen Wirtschaftsunternehmen
als unverzichtbarer Beitrag zur
Sicherung der Wettbewerbsfä-
higkeit deutscher Konzerne und
somit des Wirtschaftsstandortes
Deutschland begrüßt und auch
politisch gefördert, so stellt sich
diese Frage im Schienenverkehr
seltsamerweise nicht. 

Die vermeintlichen Vorteile ei-
ner Konzernzerschlagung müs-
sen zudem wettbewerbspoli-
tisch an Gewicht verlieren, be-
trachtet man die „Herkunft“
neuer Anbieter im Schienenver-
kehr. Nur selten handelt es sich
in den Fällen einer ernst zu neh-
menden Konkurrenz um wirk-
lich „neue“ Unternehmen.
Überwiegend nutzen Töchter
etablierter internationaler Kon-
zerne die Möglichkeiten, die
sich mit der Öffnung des natio-
nalen Schienennetzes bieten. 

Nur mit dem Erhalt des integrier-
ten Konzerns und einer streng
überwachten Leistungs- und Fi-
nanzierungsvereinbarung zwi-
schen Bund und DB AG im In-
frastrukturbereich besteht heute
die einmalige Chance, ein be-
reits international aufgestelltes
deutsches Unternehmen erfolg-
reich weiterzuentwickeln. Soll-
te die Deutsche Bahn diese
Chancen aufgrund der Entschei-
dung der Legislative künftig
nicht nutzen können, auch und
gerade im Falle eines Verkaufs
besonders rentabler Konzernbe-
reiche, werden es ihre europäi-
schen Konkurrenten aller Ver-
kehrsträger tun.

Stellungnahme der Verkehrsge-
werkschaft GDBA anlässlich

der Anhörung am 1. Juni 2006,
in leicht gekürzter Fassung.
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Anhörung eine Inszenierung gegen
die Interessen der Eisenbahner
Der Bundesvorsit-
zende der Verkehrs-
gewerkschaft GDBA,
Klaus-Dieter Hom-
mel, hat die Anhö-
rung der Verbände
im Verkehrsaus-
schuss als eine „In-
szenierung gegen die
Interessen der Eisen-
bahner“ bezeichnet. 

N ach Abschluss der Veran-
staltung stellte er fest: „Of-
fensichtlich haben maß-

gebliche Vertreter des Verkehrs-
ausschusses des Deutschen
Bundestages ein Interesse da-
ran, die Bahn zu zerschlagen“

Der GDBA-Chef Hommel for-
dert die Bundesregierung auf,

es nicht zulassen, dass die Inter-
essen der Beschäftigten der DB
AG politischen Machtspielen
geopfert werden“, stellte Hom-
mel fest. 

In der Debatte um die Privatisie-
rung der Deutschen Bahn hatten
sich am Donnerstag, den 1. Ju-
ni, Befürworter und Gegner ei-
nes Börsengangs mit Schienen-
netz vor den Verkehrsexperten
des Bundestags einen Schlagab-
tausch geliefert. 

Geschäftiges Treiben vor
dem Saal der Anhörung.
Zahlreiche Kamerateams
waren gekommen, um Live-
bilder einzufangen und um
Politiker nach einer ersten
Bewertung zu befragen.

möglichst umgehend eine kon-
krete Position zu beziehen. „Die
unsägliche Diskussion um den
Börsengang der Deutschen
Bahn muss endlich beendet
werden. Die Eisenbahner haben
ein Anrecht darauf, klare Pers-
pektiven zu bekommen“, sagte
er. Erfolge die Klarstellung der
Bundesregierung nicht, werde
die Verkehrsgewerkschaft
GDBA den geplanten Börsen-
gang der Bahn und mögliche

Verkäufe von Konzernteilen mit
allen zur Verfügung stehenden
Mittel bekämpfen.

Vertreter der FDP und der Grü-
nen hatten schon vor Ende der
Anhörung die Ergebnisse der Ex-
pertenbefragung durch entspre-
chende Meldungen an die Pres-
se weitergereicht. „Offensicht-
lich sind die Parlamentarier mit
vorgefertigten Meinungen in die
Anhörung gegangen. Die Ver-
kehrsgewerkschaft GDBA wird





So kritisierte die „Allianz pro
Schiene“ dass der Bund keiner-
lei bahnpolitische Ziele verfol-
ge – weder quantitative noch
qualitative, so Geschäftsführer
Dirk Flege.  VCD-Verkehrsrefe-
rentin Heidi Tischmann erläu-
terte, dass der Staat für das
Schienennetz verantwortlich
sei, zumal es „in den vergange-
nen Jahren mit öffentlichen Mit-
teln aufgebaut wurde“. Auf
Druck der Aktionäre würde das
Schienennetz nach einem Bör-
sengang „massiv ausgedünnt“
und auf die lukrativen Strecke
reduziert, obwohl weiterhin
Steuergelder in Anspruch ge-
nommen würden. 
„Das Schienennetz bleibt auf
Dauer von staatlichen Investi-
tionen abhängig“, erklärte der
Vorstand des Fahrgastverbandes
Pro Bahn, Joachim Kemnitz. Er
führte Großbritannien als Bei-
spiel für eine fehlgeschlagene
Privatisierung an: Rückkauf und
Instandsetzung hätten den Staat
mehr Geld gekostet, als der Ver-
kauf der Aktien zuvor einge-
bracht habe. 

Bahnvorstand Otto Wiesheu
machte vor dem Verkehrsaus-
schuss deutlich, dass eine Tren-
nung des Schienennetzes vom
Bahn-Konzern die Privatisie-
rung bis zum Jahr 2013 verzö-
gern würde. Der integrierte Bör-
sengang wäre dagegen schon
2008 möglich. Außerdem argu-
mentierte der frühere bayerische
Wirtschafts- und Verkehrsminis-
ter, dass eine Trennung von Netz
und Betrieb „nicht rückholbar“
sei. Eine mögliche Fehlentschei-
dung ließe sich nicht mehr kor-
rigieren. 
Nach Wiesheus Aussage sub-
ventioniert die Deutsche Bahn
heute das Netz aus ihren ande-
ren Geschäftsfeldern. Bei einer
Trennung würde sie das nicht
mehr tun. Die Folge wäre der
Verlust von Arbeitsplätzen beim
Netz. Außerdem sagte Wiesheu
für diesen Fall weniger Verkehr
auf der Schiene voraus. Er be-
tonte, zurzeit sei der Zugang der
Bahn-Konkurrenten zum Netz
gewährleistet. Für den Wettbe-
werb sei das Modell der Privati-
sierung „nicht entscheidend“. 

Das sahen die Bahn-Kunden al-
lerdings anders. Bernhard We-
wers, Präsident der Bundesar-
beitsgemeinschaft der Aufga-
benträger des Schienenperso-
nennahverkehrs (SPNV), sprach
sich eindeutig für die Trennung
des Netzes vom Bahn-Konzern
aus. Die Aufgabenträger des
SPNV müssen den Nahverkehr
sicherstellen und kaufen die
Transportleistungen bei der
Bahn und deren Konkurrenten
ein. Wewers sagte: „Wir sehen
nur das Trennungsmodell in der
Lage, uns zu unterstützen bei ei-
nem diskriminierungsfreien Zu-
gang zum Netz und einer effi-
zienten Nutzung der Infrastruk-
tur.“ Zehn Jahre nach der Libe-
ralisierung würden zwar 17 Pro-
zent der Schienenkilometer aus-
geschrieben. Das entspreche
aber nur sechs Prozent der Ver-
kehrsleistung, weil die „span-
nenden, guten Strecken nicht
ausgeschrieben werden“, kriti-
sierte Wewers. „Deshalb sagt es
auch nicht viel aus, wenn die
Deutsche Bahn immer darauf
verweist, dass in Deutschland

300 Unternehmen auf der
Schiene fahren.“ 

Kay Lindemann vom Bundes-
verband der Deutschen Indus-
trie sagte, ein wettbewerbs-
freundliches Umfeld sei viel
mehr als nur ein diskriminie-
rungsfreier Zugang zur Schiene.
Im Trennungsmodell könnte
man endlich einen Netzmana-
ger einsetzen, der sich um die
Kunden bemüht. Lindemann:
„Ein autonomes Netz würde ein
Investitionssignal an die ganze
Branche aussenden.“ Schließ-
lich stellte Lindemann eine ord-
nungspolitische Frage: „Will die
Bundesrepublik sich mit 51 Pro-
zent an einem weltweit agieren-
den Logistiker beteiligen?“ 

Auch Heiner Rogge vom Deut-
schen Speditions- und Logistik-
verband sagte, dass das Logistik-
geschäft der Bahn am meisten
Umsatz und Ertrag bringe. „Das
bedarf aber keiner staatlichen
Beteiligung.“ 

Karlheinz Schmidt vom Logi-
stikverband BGL warnte vor ei-
nem Scheitern des integrierten
Börsengangs: „Dann müsste der
Steuerzahler das für wenige
Euro privatisierte Netz für teures
Geld zurückkaufen – wie in Eng-
land.“ 
Matthias Raith, Geschäftsführer
der privaten Güterverkehrsge-
sellschaft Rail4chem, forderte,
dass man dem bislang staatli-
chen Bahnunternehmen das öf-
fentliche Bahnnetz wegnehmen
müsse. Gerade im Güterverkehr
gebe es bislang keinen funktio-
nierenden Wettbewerb. Die
Beibehaltung eines „Bahnkom-
binats“ gebe der Bahn eine Po-
sition, die auf eine „systemim-
manente Diskriminierung ande-
rer Marktteilnehmer“ angelegt
sei. 
Raith verwies auf positive Erfah-
rungen aus der Schweiz und den
Niederlanden nach einer Tren-
nung von Rad und Schiene.
Selbst in England habe die Ab-
spaltung des Netzes nach an-
fänglichen Problemen zu pro-
sperierenden Bahnunterneh-
men geführt. 
Der Deutsche Bahnkundenver-
band hingegen hat seine Mei-
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P rofessor Christian Kirch-
ner hatte sich als einziger
der vom Verkehrsaus-

schuss geladenen Experten für
einen Börsengang der Bahn mit
Netz ausgesprochen. Aus Pro-
test gegen die offensichtlich
einseitige „Contra-Zusammen-
setzung“ des Gremiums war er
der Veranstaltung Mitte Mai
fern geblieben. 

In zahlreichen Interviews
machte er seine Haltung gleich-
wohl öffentlich. So antwortete
er auf die Frage, ob sich der „In-
tegrierte Konzern“ nicht mögli-
cherweise negativ auf die Bele-
bung des Wettbewerbs auswir-
ke: „Ich habe mit Co-Autoren in
einer Studie sehr genau unter-
sucht, wie sich die Öffnung der
Bahnmärkte in Europa voll-
zieht. Dabei hat sich herausge-
stellt, dass die integrierten Mo-
delle, also Bahngesellschaft mit
Netz zusammen, genauso of-

fen, manchmal sogar offener als
die Modelle sind, in denen das
Netz abgetrennt wurde. 

Integrierte Modelle behindern
also den Wettbewerb nicht. Es
muss aber gesichert sein, dass
jeder Anbieter diskriminie-
rungsfrei Zugang zum Netz er-
hält. Das ist das Entscheidende.
Die effektive Regulierung die-
ses Zugangs liegt seit 1. Januar
in den Händen derBundesnetz-
agentur. Sie hat in anderen Be-
reichen schon unter Beweis ge-
stellt, dass sie dies gewährleis-
ten kann, beispielsweise in der
Telekommunikation. Da sehe
ich keine Probleme. 

Nach Auffassung des Experten
gibt es weitere Argumente für
einen „Integrierten Börsen-
gang“. Nach Auffassung von
Professor Kirchner wären unter
anderem die Trennungskosten
– die bei einer Zerschlagung

der Deutschen Bahn anfielen –
erheblich, sowohl was die Ent-
flechtung des Bahnkonzerns
betrifft, wie auch die Syner-
gieverluste im System Netz und
Verkehr betreffen. Zudem wür-
de die Bahn durch die Abtren-
nung des Netzes weniger lei-
stungsfähig. Das würde sie ge-
genüber anderen Wettbewer-
bern auf der Straße, auf dem
Wasser oder in der Luft ins Hin-
tertreffen bringen. 

In Europa werde es außerdem
durch die Liberalisierung zur
Herausbildung einiger großer
Spieler auf dem Bahnmarkt
kommen. Wolle man dazu ge-
hören, brauche man viel Kapi-
tal. Nur der Börsengang bietet
den Zugang zum nötigen Kapi-
tal. Ohne Netz wäre der Bahn
dieser Zugang, nach Auffas-
sung von Professor Kirchner,
mindestens stark einge-
schränkt. 

Die Bahn wäre ohne Netz weniger konkurrenzfähig



nung geändert und plädiert in-
zwischen für den Verbleib der
Schienen bei der Bahn. Ange-
sichts der Lage der öffentlichen
Haushalte fürchtet Verbands-
präsident Gerhard Curth an-
dernfalls noch mehr Strecken-
stilllegungen. 

Unter Fachleuten ist das Thema
umstritten. Wirtschafts- und
Rechtsexperten hatten im Mai
für eine Trennung von der Schie-
ne plädiert, um Risiken für die
deutschen Steuerzahler zu ver-
meiden. Viele Techniker, wie der
emeritierte Aachener Verkehrs-
professor Wulf Schwanhäußer,
halten dagegen den Verbleib der
Schiene bei der Bahn für unab-
dingbar. In der Zukunft würden
Fahrzeuge, Weichen und Signa-
le zentral gesteuert, sagt
Schwanhäußer. „Es ist extrem
schwierig, so etwas zu trennen,
ohne dem System Schaden zu-
zufügen.“ Das sei auch nicht
wettbewerbsfeindlich, so
Schwanhäußer. Im Gegenteil
würden viele Ausgaben wie die
Entwicklungskosten an dem
großen Unternehmen, das die
Trasse betreibt, hängen bleiben. 

Johannes Ludewig, einst selbst
Chef der Deutschen Bahn und
zur Anhörung als Vertreter der
CER geladen, machte deutlich,
dass man sich im Ausland ver-
wundert die Augen über die 
derzeitige Debatte in Deutsch-
land reibe. Schließlich dürfe
nicht vergessen werden, dass ab

Klarstellung
EU-Kommissar Günter Ver-
heugen hat in seinem Gruß-
wort zur Eröffnung des Berli-
ner Hauptbahnhofes erklärt,
dass der auch von der Ver-
kehrsgewerkschaft GDBA fa-
vorisierte „Integrierte Kon-
zern“ EU-konform und mit
dem „Gemeinschaftsrecht
eindeutig vereinbar ist“. Geg-
nern einer Einheit von Netz
und Transport hatten immer
wieder behauptet, der Ver-
bund von Netz und Betrieb
verstoße gegen EU-Recht.

Auch das Interesse der Öffentlichkeit war riesig. Auf den
Zuschauertribünen saßen die Besucher dicht gedrängt.

1. Juli 2007 der Güterverkehrs-
markt liberalisiert werde. 

Jedes ausländische Verkehrsun-
ternehmen versuche derzeit,
sich für diesen Schritt optimal
aufzustellen, um ein möglichst
großes Stück vom Kuchen abzu-
bekommen. In Deutschland
aber sei man dabei, das interna-
tional anerkannte Unternehmen
DB AG zu schwächen, indem
man es zerschlage. 

Nach der zweiten Anhörung
mehrten sich die Stimmen, den
Beschluss über eine Privatisie-
rung zu vertagen. Denn bei ei-
ner raschen Trennung von Netz
und Betrieb steuert Berlin auf ei-
nen massiven Konflikt mit dem
Mitarbeitern der Bahn zu.
Streiks, so GDBA-Chef Klaus-
Dieter Hommel, sind dann nicht
ausgeschlossen. tz


